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Dr. Ann-Kathrin Hirschmüller 

Deutscher Hebammenverband 

 

 

Vertrauliche Hausgeburten - die Auswirkungen der neuen Regelungen 

 

Im heutigen Vortrag möchte ich Ihnen die Gesetzeslage zur vertraulichen Geburt aus Sicht 
des Hebammenberufes darstellen, wobei die Ausführungen auf die Auswirkungen für die 
freiberufliche Arbeit der Hebammen bzw. die Hausgeburten beschränkt sein werden. Dabei 
sollen insbesondere solche Sachverhalte aufgezeigt werden, die für die betreuende 
Hebamme noch Klärungsbedarf begründen können.  

 

1. Allgemeines zur anonymen Hausgeburt  

Die Hebammen standen und stehen hinsichtlich anonymer Hausgeburten vor denselben, 
rechtlichen und tatsächlichen Probleme wie sie in allen geburtshilflichen Einrichtungen 
diesbezüglich bestehen: also hinsichtlich der Kosten, des Personenstandgesetzes und 
anderer Normen. Die einzelne Hebamme trifft hierbei im Vergleich zu den Kliniken die 
Kostenlast jedoch ungleich intensiver, insbesondere da sie sich in der Regel nicht an eine 
Stiftung o.ä. wenden kann. Die Hebammen stehen also vor dem Problem, die Frauen auf 
eigene Kosten und im rechtlich nicht geregelten Bereich bei der Geburt sowie bei der Vor- 
und Nachsorge, zu begleiten oder in Kauf zu nehmen, dass die Frauen ohne medizinische 
Hilfe gebären.  

Der Deutsche Hebammenverband e.V. begrüßt daher, dass die Hebammen, die sich dieser 
Konfliktsituation stellen, im jetzigen Gesetzentwurf Beachtung finden und auch von dem 
geplanten gesetzlichen Schutz grundsätzlich umfasst sein sollen.  

Geburten unter Wahrung der Anonymität finden relativ häufig im häuslichen Rahmen meist 
unter Betreuung einer Hebamme statt. Frauen, die die Anonymität bei der Geburt wahren 
wollen, wenden sich vielfach zuerst und einzig an die Hebammen. Denn diese arbeiten 
autonom und nehmen eine besondere Vertrauensposition ein. Es ist daher auch nicht 
verwunderlich, dass ein Teil der betroffenen Frauen den Wunsch hat, ihr Kind zu Hause zu 
gebären, wenn sie die öffentliche Aufmerksamkeit scheuen. Denn nirgends ist Anonymität 
so sehr gewahrt, wie im häuslichen Umfeld mit der fachlichen Unterstützung durch die 
Hebamme, die in dieser Situation einzige Mitwissende ist.  

Die Geburtshelfer anonymer Geburten vermeiden in der Regel die öffentliche 
Aufmerksamkeit, so dass auch keine Erhebungen über die Häufigkeit der anonymen 
Hausgeburt vorliegen. Dennoch wird dem Deutschen Hebammenverband immer wieder 
zugetragen, dass insbesondere in den Ballungsräumen Hebammen wiederholt mit dieser 
Konstellation konfrontiert werden.  

Den Bestrebungen des Gesetzgebers in diesem Bereich nun für mehr Sicherheit sowohl für 
die Geburtshelfer als auch für Mutter und Kind zu sorgen, hatte auch der Deutsche 
Hebammenverband daher erwartungsvoll entgegengeblickt.   

 

2. Historie  
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Im November des letzten Jahres wurde dem Deutschen Hebammenverband sodann der 
Referentenentwurf des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur 
Stellungnahme zugeleitet.  

Dabei wurde deutlich, dass in diesem Referentenentwurf die bis dahin anonyme bzw. 
vertrauliche Geburt im häuslichen Rahmen, sprich eine vertrauliche Hausgeburt noch nicht 
berücksichtigt worden war. In seiner Stellungnahme war der Deutsche Hebammenverband 
daher bestrebt, die Nöte und Probleme insbesondere im Hinblick auf die von Hebammen 
autonom betreute Hausgeburt darzustellen und auf die Notwendigkeit auch diesbezüglicher 
Regelungen hinzuweisen. Im folgenden Referentenentwurf (vom 14.12.2012) wurden die 
Anregungen des Deutschen Hebammenverband e.V. - sehr zur Freude des Verbandes - 
bereits umfänglich berücksichtigt.  

Die Einbeziehung der Hebammen in den Regelungsbereich des Gesetzes wurde zudem im 
Rahmen der anschließenden Bund-Verbände-Besprechung ausgiebig besprochen. Die 
Belange der Hebamme wurden auch im Gesetzesentwurf weiterhin berücksichtigt, so dass 
die im Mai in Kraft tretenden Normen ihre Schutzwirkung ebenfalls für den Berufsstand der 
Hebammen und insbesondere auch für vertrauliche Hausgeburten entfalten werden.  

Nichtsdestotrotz besteht aus Sicht des Deutschen Hebammenverband e.V. in einigen 
Bereichen noch immer Klärungs- bzw. Regelungsbedarf zu den Handlungsabläufen, 
vornehmlich der sich bei Hausgeburten ergebenden Schnittstellen zwischen den beteiligten 
Stellen.  

  

3. Die Vertrauliche Hausgeburt  

Als problematisch sieht der Deutsche Hebammenverband insbesondere den neu 
eingeführten § 1674 a BGB an, der das Ruhen der elterlichen Sorge anordnet. Dies hat zwei 
Gründe: zum einen die starke Einschränkung der Rechte der Mutter, zum anderen noch 
gewisse Unklarheiten im Bereich der praktischen Umsetzung.   

 

a) Einschränkung der Rechte der Mutter  

Die Wahrung der Rechte der Mütter, und damit auch die Vermeidung unnötiger, wenn nicht 
sogar verfassungsrechtlich kritischer Eingriffe in diese Rechte sind dem Deutschen 
Hebammenverband ein ebenso wichtiges Anliegen, wie der Schutz der Hebammen selbst.  

Ein verfassungsrechtlicher Diskurs zu einem solchen Eingriffs soll an dieser Stelle allerdings 
nicht erfolgen. Zusammenfassend sei darauf hingewiesen, dass durch das gesetzlich 
angeordnete Ruhen der elterlichen Sorge ab Geburt des Kindes ein Eingriff die Grundrechte 
der Mutter stattfinden, die im Vergleich zu den Regelungen im gängigen Adoptionsverfahren 
weit schwerer wiegt. Als Rechtfertigung hierfür können rein pragmatische Begründungen 
nicht ausreichend sein.  

 

b) Regelungsbedarf hinsichtlich vertraulicher Hausgeburt  

Aus dem Ruhen der elterlichen Sorge per legem ab Niederkunft resultiert aber auch noch 
weiterer Klärungsbedarf im Hinblick auf den Ablauf einer vertraulich durchgeführten Geburt 
im Allgemeinen und einer vertraulich durchgeführte Hausgeburt im Speziellen. Zur 
Veranschaulichung können fünf Fälle der anonymen Hausgeburt unterschieden werden:  

 

1. Sachverhalt:  
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Bei dem ersten Fall gehen wir davon aus, dass jemand, der im Anschluss an die Geburt für 
die Personensorge des Kindes zuständig ist, bei der Geburt anwesend ist. Dieser Fall wirft 
grundsätzlich keine rechtlichen Probleme auf, da sich das Kind im Anschluss an die Geburt 
trotz des gesetzlich angeordneten Ruhens der elterlichen Sorge der Mutter bei einer Person 
befindet, der die Personensorge zusteht.  

 

2. Sachverhalt:  

Bei der zweiten Fallgestaltung soll das Kind nach der Geburt an der Geburtsstätte abgeholt 
werden, da die Mutter außer der Hebamme niemanden für sie Außenstehenden bei der 
Geburt dabei haben möchte. Im Hinblick auf die Intimität einer Geburt ist davon 
auszugehen, dass ein solcher Wunsch regelmäßig von der Gebärenden geäußert werden 
wird. Bereits bei dieser Konstellation stellt sich nun die Frage nach einem rechtlich 
reibungslosen und für alle Beteiligten risikolosen Verfahrensablauf.  

Durch das Ruhen der elterlichen Sorge, steht der Mutter die Personensorge inklusive des 
Aufenthaltsbestimmungsrechts für das Kind nicht zu. Auch der Hebamme obliegt dieses 
Recht nicht.  

Rein rechtlich befindet sich das Kind also im Anschluss an die Geburt bei keiner Person, die 
die Personensorge innehat und beispielsweise schlicht seinen Aufenthalt bestimmen kann. 
Insofern müsste bereits im Vornherein durch die zuständige Person, in der Regel wohl ein 
Mitarbeiter des zuständigen Jugendamtes, festgelegt sein, bei wem das Kind bis zur 
Übergabe zu verbleiben hat. Dies ist sicherlich in den meisten Fällen unproblematisch 
machbar, bedarf aber grundsätzlich der Abstimmung diesbezüglicher Handlungsabläufe, 
um Unsicherheiten für alle Beteiligten zu vermeiden.   

 

3. Sachverhalt:  

In Betracht käme daneben die Fallgestaltung, dass der Geburtsort - im Hinblick auf eine 
umfassende Wahrung der Anonymität - nur der Hebamme bekannt sein soll, eine Übergabe 
des Kindes am Geburtsort also ausscheidet. Hier stellt sich nun ebenfalls die Frage nach 
dem Ablauf der Kindesübergabe an die zuständige Stelle bzw. nach einem geeigneten 
Transport des Neugeborenen.  

Eine denkbare Lösung wäre beispielsweise ein Transport durch die Mutter, eine andere 
Vertraute oder sogar die Hebamme. Sofern eine dieser Personen willens ist, diese 
Verantwortung zu übernehmen, wäre es sinnvoll im Vornherein klarstellend zu regeln, dass 
bzw. ob derjenige vom zuständigen Vormund auch als hierfür geeignete und bestimmte 
Person angesehen wird.  

In Anbetracht der beiden soeben aufgezeigten Fälle bedarf es grundsätzlich für die 
vertraulich durchgeführte Hausgeburt einer Koordination und Abstimmung der involvierten 
Stellen, um das per legem fehlende Bestimmungsrecht der Mutter hinsichtlich ihres Kindes 
auszugleichen.  

 

4. Sachverhalt:  

Neben diesen regelmäßigen Sachverhalten einer vertraulichen Hausgeburt soll hier noch ein 
weiterer Sonderfall Beachtung finden: die Mutter entscheidet sich spontan im Anschluss an 
die (Haus-) Geburt für die Annahme bzw. gegen die Abgabe des Kindes.  

Auch in diesem Fall fehlt der Mutter dennoch nach dem neuen § 16 74 a BGBG ab Geburt 
zunächst einmal das Recht zur Personensorge. Nichtsdestotrotz sollte das Kind in einem 
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solchen Fall im Anschluss an die Geburt bei der Mutter verbleiben können. Ob dies möglich 
ist, muss jedoch von der zuständigen Stelle entschieden werden; die Entscheidung obliegt 
nicht der Hebamme, die aber mit der Situation konfrontiert wird.  

Für diesen Fall sollte gewährleistet sein, dass eine reibungsloser Informationsfluss an die 
zuständige Stelle stattfinden kann, die sich sodann um die Klärung des Zustandes bemüht.  

 

 5. Sachverhalt:  

Abschließend sei noch auf einen fünften Sachverhalt hingewiesen, dessen Klärung jedoch 
nicht nur für die vertrauliche Hausgeburt von Interesse sein kann: das Gesetz sieht 
grundsätzlich die Möglichkeit vor, dass sich eine Mutter im Anschluss an die Niederkunft 
für das Verfahren der vertraulichen Geburt entscheidet.  

Fraglich ist nun jedoch, ab welchem Zeitpunkt die elterliche Sorge in einem solchen Fall 
ruht, ab welchem Verfahrensabschnitt also der Mutter die Personensorge nicht mehr 
zusteht. Grundsätzlich wären hierfür mehrere Zeitpunkte denkbar; ein Rückgriff auf den 
vom derzeitigen § 1674 a BGB festgelegten Zeitpunkt der Geburt des Kindes erscheint 
hingegen nicht passend.  

Eine Klärung dieser Frage wäre insbesondere notwendige Voraussetzung für die 
Abstimmung von Handlungsabläufen bei vertraulichen Hausgeburten, aber sicherlich auch 
grundsätzlich sinnvoll.  

 

 

4 . Fazit  

Die soeben erläuterten Sachverhalte zeigen Unklarheiten bei der praktischen Umsetzung 
der gesetzlichen Regelungen auf, die vornehmlich in § 1674 a BGB begründet sind. Die 
aufgezeigten Schwierigkeiten können dabei sowohl im Klinikalltag entstehen, stellen aber 
oftmals eine besondere Herausforderung bei vertraulichen Hausgeburten dar.  

Letztendlich handelt es sich bei den dargelegten Fällen um Schnittstellenproblematiken, die 
einer rechtlich abgesicherten Koordination bedürfen. Für die Lösung solcher 
Unbestimmtheiten bedarf es daher regelmäßig lediglich der Abstimmung von 
Handlungsabläufen zwischen den involvierten Fachkräfte, in unserem Fall also die Klärung 
wie eine Übergabe des Neugeborenen an die zuständige Person stattfinden kann.  

Nur so kann den beteiligten Geburtshelfern in jeder Situation eine gewisse 
Handlungssicherheit gewährleistet und das Recht der Frauen auf freie Wahl des 
Geburtsortes auch im Rahmen der vertraulichen Geburt gewahrt werden. Gerade auch im 
Hinblick darauf, dass viele Geburten zu nächtlicher Stunde stattfinden, wäre es darüber 
hinaus erstrebenswert, für die obigen Fälle solche Handlungsabläufe mit den anderen 
involvierten Stellen abzustimmen, die insbesondere auch die regelmäßige Erreichbarkeit 
der für die Übernahme des Kindes zuständigen Stellen gewährleisten.  

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass eine der häufigsten Konstellationen im Rahmen 
der bisher anonymen Hausgeburt der Fall darstellt, dass eine Frau ihr Kind anonym 
gebären und (von Anfang an) behalten möchte. Dieser Sachverhalt hat im Rahmen des 
neuen Gesetzes zur Vertraulichen Geburt keinen Einzug gefunden. Es ist daher davon 
auszugehen, dass diese Fallgestaltung weiterhin im Rahmen der noch immer möglichen 
anonymen Hausgeburt stattfinden wird.  



Dokumentation des EKFuL-Fachtags  

"Das neue Gesetz zur Vertraulichen Geburt: Chancen und Herausforderungen“, 22.10.2013 

 

 35 / 39 

Dem Deutschen Hebammenverband e.V. ist es daher zum Schutze der Gesundheit von 
Mutter und Kind sowie zum Schutze der beteiligten Hebammen weiterhin ein Anliegen, auch 
für diese Fallgestaltung einen rechtlichen Rahmen zu schaffen.  

 

Dr. Hirschmüller  

Rechtsanwältin  
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Dr. Alexandra Krause 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

 

 

Empfehlungen zu den Mindeststandards von Babyklappen1  

 

Fachlicher Hintergrund 

•  2009 fordert der Deutsche Ethikrat Mindestmaßnahmen bei Angeboten der anonymen 
Kindesabgabe:  
– unverzügliche Meldung beim Jugendamt  
– unabhängiger Vormund  
– Unabhängigkeit der Adoptionsvermittlung  
– Rückgabe ausschließlich über das Jugendamt  

•  2011 erste bundesweite Studie über Praxis der Träger von Babyklappen durch das 
Deutsche Jugendinstitut:  
– bundesweit uneinheitliche Verfahren und unklare Verantwortlichkeiten  
– teilweise problematische Dokumentation  
– zum Teil problematische Öffentlichkeitsarbeit  

 

 

Hintergrund der Empfehlungen  

Fachliche und fachpolitische Diskussion im Deutschen Verein  

Januar 2012: Expertenworkshop  Okt./Nov. 2012: Beratung in den Gremien des Deutschen 
Vereins  

interne Arbeitsgruppe  

Feb. – Mai 2013: AG erarbeitet Empfehlungen unter Vorsitz von Dr. Thomas Meysen 
"Empfehlungen des Deutschen Vereins zu den Mindeststandards von Babyklappen"  

11. Juni 2013: Verabschiedung der Empfehlungen durch das Präsidium des Deutschen 
Vereins  

 

 

Umsetzung von Mindeststandards – Handlungsbereiche im Überblick  

                                            
1
 Nachgereichter Vortrag, der nicht persönlich präsentiert wurde.  

Allgemeine Ausstattung  

• technische Ausstattung  

• flankierende Beratung  

• Öffentlichkeitsarbeit  

• …  

Verfahrensabläufe  

• medizinische Versorgung 

• Meldung des Kindes  

• Inobhutnahme, 
Unterbringung  

• …  

Finanzierung  

• Identitätsfeststellung 
der leiblichen Eltern  

• Spenden  

• …  
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Mindestanforderungen an technische und medizinische Ausstattung  

•  Babyklappe erfüllt aktuelle technische Standards  

•  Schutz des Kindes gewährleistet durch  
– Wärmebett  
– visuelle und akustische Überwachung  

•  reibungsloser Zugang und einfache Bedienung  

•  regelmäßige Wartung und Funktionsprüfung  

•  medizinische Erstuntersuchung in einer Klinik  

 

 

Mindestanforderungen an Informationsmaterial in der Babyklappe  

•  Informationsschrift, die aufklärt über  
– den Anspruch der Mutter auf anonyme Beratung  
– die Verfahren der Rücknahme und Adoption  
– Beratungsangebote für die Mutter auch nach Abgabe ihres Kindes (mindestens 
bundesweiter zentraler Notruf (§ 1 Abs. 5 SchKG) und Rufnummer der kooperierenden 
Schwangerschafts(konflikt)beratungsstelle)  

•  Träger gewährleisten Aktualität und Richtigkeit der Informationen  

•  einfache Sprache  

•  mindestens Hinweis auf (Not-)Rufnummern mehrsprachig zu formulieren  

 

 

Mindestanforderungen an flankierende Beratungsangebote  

Zielsetzung  

•  Schwangere werden dazu ermutigt, bereits im Vorfeld der Geburt Beratung und 
Unterstützung in Anspruch zu nehmen  

Mindeststandards  

•  möglichst verbindliche Kooperation mit Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 SchKG  

•  Information über Beratungsangebote, die Mütter auch nach der Abgabe ihres Kindes in 
Anspruch nehmen können (u.a. Adoptionsvermittlungsstellen, aber auch seelsorgerische 
Begleitung und Unterstützung)  

 

 

Mindeststandards der Öffentlichkeitsarbeit und Kooperation  

Öffentlichkeitsarbeit  

•  anonyme Beratung vorrangig zu bewerben  

•  alternative Wege aufzeigen (vertrauliche Geburt, Adoption)  
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•  zum Schutz der Persönlichkeitsrechte des Kindes sehen Träger und weitere beteiligte 
Akteure von Öffentlichkeitsarbeit ab, wenn ein Kind abgelegt wurde  

Kooperationen  

•  zur Sicherung der Kooperation sind transparente und möglichst schriftliche 
Vereinbarungen zwischen dem Träger der Babyklappe und dem örtlich zuständigen 
Jugendamt sowie ggf. auch der aufnehmenden Klinik auszuhandeln  

•  Ausbau der Kooperation zwischen dem Hilfesystem für Schwangere in Konfliktsituationen 
und den Netzwerken im Bereich der Frühen Hilfen  

 

 

Mindestanforderungen an Verfahrensabläufe  

Medizinische Versorgung  

•  unmittelbare Versorgung wie bei Neugeborenen üblich  

•  weitere Untersuchungen empfohlen, da Informationen über Voruntersuchungen fehlen  

Dokumentation  

•  Klinik gibt Informationen und Hinterlassenschaften an den Träger der Babyklappe und 
dieser an den Vormund weiter  

•  Träger dokumentiert Daten über Auffinden des Kindes  

•  Vormund übergibt Gegenstände und Hinterlassenschaften der Mutter an 
Adoptionsvermittlungsstelle  

 

 

Mindestanforderungen an Meldung des Kindes  

Meldung an die Gemeindebehörde  

•  in Babyklappen abgelegte Kinder sind Findelkinder nach §24 PStG und zuständiger 
Gemeindebehörde spätestens am Folgetag des Auffindens zu melden  

Mitteilung an örtlich zuständiges Jugendamt  

•  unverzügliche Meldung notwendig, da elterliche Sorge mit Abgabe des Kindes nicht mehr 
ausgeübt wird  

•  Verfahrensschritte und Zuständigkeiten zwischen Träger, Jugendamt und ggf. Klinik 
dabei in Vereinbarung klar zu regeln  

•  Achtwochenfrist des § 44 SGB VIII bevor eine Pflegeerlaubnis erforderlich wird, greift bei 
anonymer Kindesabgabe nach der Geburt nicht ein  

 

 

Mindestanforderungen an Inobhutnahme, Vormundschaft, Unterbringung und Rücknahme  

•  zur Bestellung eines Vormunds wendet sich Jugendamt unverzüglich an Familiengericht  

•  Jugendamt nimmt vorläufige sorgerechtliche Befugnisse wahr  

•  aufnehmende Klinik darf Kind während der Inobhutnahme nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Jugendamtes herausgeben  
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•  Vormund gehört nicht dem Träger der Babyklappe an noch ist er in wirtschaftlicher oder 
ideeller Weise mit ihm verbunden  

•  Jugendamt entscheidet fallabhängig und den örtlichen Gegebenheiten entsprechend,  
ob Kind direkt in Adoptionspflege vermittelt oder zunächst in Bereitschaftspflege 
untergebracht wird  

•  sorgeberechtigte Mutter und/oder Vater können Herausgabeverlangen bis zum 
Adoptionsbeschluss geltend machen  

•  Familiengericht kann Verbleib bei Pflegeeltern anordnen  

 

Mindeststandards der Finanzierung  

•  Träger stellt Betrieb und Wartung der Babyklappe sowie medizinische Erstversorgung 
finanziell sicher  

•  Selbstverpflichtung der Anbieter, keine Spenden von potenziellen Adoptiveltern 
anzunehmen – auch nicht im Nachhinein  

•  Träger und Jugendamt klären, wer für Kosten des DNA-Tests in Vorleistung geht  

•  vor Ort Finanzierung sichern für den Fall, dass Mutter und/oder Vater dazu nicht in der 
Lage sind (z.B. Fonds)  

 

Ausblick  

•  JFMK hat Empfehlungen im September beraten und an zuständige Gremien verwiesen  

•  fachliche und fachpolitische Begleitung der Umsetzung von Mindeststandards für 
Babyklappen durch Deutschen Verein  

•  nächste Fachveranstaltung: Fachtagung am 18./19. Februar 2014  

 

 

Quellen:  

Deutscher Ethikrat: "Das Problem der anonymen Kindesabgabe. Stellungnahme", Berlin 
2009, S. 91f.;  

Coutinho, J./Krell, C./Bradna, M.: "Anonyme Geburt und Babyklappen in Deutschland. 
Fallzahlen, Angebote, Kontexte", München 2009, Deutsches Jugendinstitut, Kapitel 5,  
S. 69ff.; "Empfehlungen des Deutschen Vereins zu den Mindeststandards von Babyklappen", 
Berlin 2013 


